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Die mündliche Verhandlung
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Bei der Mehrzahl der von uns betreuten Asylbewerber
kommt es im Rahmen des Asylverfahrens zur mündli-
chen Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht. Diese un-
terscheidet sich in vielen Dingen von der Anhörung beim
Bundesamt. Bei beiden ist allerdings eine gute Vorbereitung
wichtig, bei der im Idealfall der beauftragte Rechtsanwalt
und der Betreuer zusammenarbeiten.

I. Wann findet eine mündliche Verhandlung statt?

1. Grundsätzliche Pflicht zur Durchführung einer
mündlichen Verhandlung

Ist eine Klage beim Verwaltungsgericht anhängig, gilt zu-
nächst der Grundsatz, dass eine mündliche Verhandlung
durchzuführen ist. Je nach Gericht ist der Zeitraum zwi-
schen Klageerhebung und mündlicher Verhandlung länger
oder kürzer; teilweise erhält man schon mit der Bestätigung
des Klageeingangs eine Ladung, teilweise dauert es zwei Jah-
re und länger. Tendenziell nimmt die Wartezeit aufgrund
des Rückgangs der Asylbewerberzahlen ab.

Eine mündliche Verhandlung ist im Prinzip selbst dann
durchzuführen, wenn der Asylbewerber nicht mehr da bzw.
nicht aufzufinden ist, der Asylantrag vom Bundesamt als of-
fensichtlich unbegründet abgelehnt wurde und ein Eilantrag
erfolglos war oder der Asylbewerber aus anderen Gründen
einen Aufenthaltstitel erhalten hat.

2. Klagerücknahme, Erledigung und Einstellung

Natürlich bleibt es dem Asylbewerber unbenommen, die
Klage zurückzunehmen (mit der Folge, dass die Kosten von
ihm zu tragen sind) oder den Rechtsstreit für erledigt zu er-
klären. In diesem Fall muss das Gericht nach Ermessen ent-
scheiden, wem die Kosten auferlegt werden. Es berücksich-
tigt dabei, weshalb die Erledigung eingetreten ist und wer
voraussichtlich »gewonnen« hätte.

Ist der Asylbewerber nicht mehr erreichbar oder wirkt er
am Verfahren nicht mit, kann das Gericht darüber hinaus
von der Vorschrift des § 81 AsylVfG Gebrauch machen. Da-
nach gilt die Klage als zurückgenommen, wenn der Kläger
trotz Aufforderung des Gerichts (sog. Betreibensaufforde-
rung) das Verfahren länger als ein Monat nicht betreibt. Er-
folgt auf eine Betreibensaufforderung keine oder eine unzu-
reichende Reaktion, teilt das Gericht durch einen Beschluss
mit, dass das Verfahren eingestellt wurde, und legt die Kos-
ten des Verfahrens dem Kläger auf. Ist es zu Unrecht von
den Voraussetzungen des § 81 AsylVfG ausgegangen, muss
der Asylbewerber einen Antrag auf Fortsetzung des Verfah-

rens stellen. In diesem Fall ist das Gericht gehalten, eine
mündliche Verhandlung durchzuführen, um zunächst zu
klären, ob die Voraussetzungen des § 81 AsylVfG tatsächlich
gegeben waren oder nicht. Verneint es dies, ist in der Ver-
handlung auch inhaltlich über die Klage des Asylbewerbers
zu verhandeln.

3. Verzicht und Gerichtsbescheid

Gemäß § 101 Abs. 2 VwGO kann das Verwaltungsgericht
mit Einverständnis der Beteiligten ohne mündliche Ver-
handlung entscheiden.

Das Gericht kann außerdem ohne mündliche Verhand-
lung im Wege des Gerichtsbescheides nach § 84 VwGO ent-
scheiden, wenn das Verfahren keine besonderen Schwierig-
keiten rechtlicher oder tatsächlicher Art aufweist. Hierzu
müssen die Beteiligten, d. h. der Asylbewerber, das Bundes-
amt und ggf. der Bundesbeauftragte für Asylangelegenhei-
ten, allerdings zuvor gehört werden, also die Gelegenheit
zur Stellungnahme erhalten. Da ein Gerichtsbescheid in der
Regel nur in Betracht kommt, wenn der zugrunde liegen-
de Sachverhalt geklärt ist, muss sorgfältig überlegt werden,
ob man sich mit diesem Verfahren einverstanden erklärt. Es
bietet sich an, mit dem zuständigen Richter Rücksprache zu
halten, wenn man nicht weiß, dass hinter der Verfahrens-
weise eine gefestigte, für den Asylbewerber günstige Recht-
sprechung steht. In dem Gespräch kann eventuell in Erfah-
rung gebracht werden, ob der Richter eine für den Asylbe-
werber günstige Entscheidung treffen will oder nicht. Erhält
man auf diesem Weg aber keine ausreichenden Informatio-
nen, kann der Gerichtsbescheid abgelehnt werden. Das gilt
auch, wenn man der Ansicht ist, es seien noch weitere Er-
mittlungen erforderlich oder der Asylbewerber müsse noch
einmal gehört werden, da das Bundesamt seinen Vortrag als
unglaubhaft bezeichnet hat. In der Regel wird das Gericht
in diesem Fall von einem Gerichtsbescheid absehen und ei-
ne mündliche Verhandlung anberaumen. Erlässt es dennoch
einen Gerichtsbescheid, wirkt dieser wie ein Urteil. Der
Kläger hat allerdings die Wahl, ob er innerhalb der Zwei-
Wochen-Frist nach der Zustellung des Gerichtsbescheides
einen Antrag auf Zulassung der Berufung oder einen Antrag
auf Durchführung der mündlichen Verhandlung stellt. In
der Mehrheit der Verfahren wird ein Antrag auf Durchfüh-
rung der mündlichen Verhandlung die richtige Wahl sein,
insbesondere, wenn Beweisanträge gestellt und die Glaub-
würdigkeit des Klägers demonstriert werden sollen. In die-
sem Fall führt das Verwaltungsgericht das Verfahren fort, ei-
ne mündliche Verhandlung findet statt.

II. Was passiert in der mündlichen Verhandlung?

Vor der Tür des Verhandlungssaales muss ein Zettel, die sog.
Rolle hängen, auf der – unter Namensnennung – die zu
verhandelnden Verfahren des Richters aufgeführt sind. Das
Verfahren wird aufgerufen. Im Saal – manchmal aber auch
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nur in einem kleinen Raum – befinden sich in der Regel
folgende Personen:
• das Gericht: In Asylverfahren handelt es sich fast aus-
schließlich um den sog. Einzelrichter; nur in schwierigen
Fällen und bei Verfahren, in denen grundsätzliche Fragen
entschieden werden müssen, kann es zu einer Rückübertra-
gung des Verfahrens auf die Kammer kommen. In diesem
Fall sind drei Berufs- und zwei ehrenamtliche Richter an-
wesend. Anders als im Asylverfahren vor dem Bundesamt
kann man in Fällen sexueller Übergriffe auf Frauen nicht
darauf drängen, unbedingt von einer Richterin angehört zu
werden, weil die Person des Richters durch den Geschäfts-
verteilungsplan des Gerichts vorgegeben ist.
• der Urkundsbeamte: Diktiert der Richter das Sitzungs-
protokoll nicht direkt in ein Diktiergerät, ist der Urkunds-
beamte anwesend, um das Diktat direkt in den Computer
einzugeben.
• der Dolmetscher: Er wird vom Gericht gestellt. Häufig
haben die Richter schon einen »Dolmetscher ihres Vertrau-
ens«. Dies bedeutet nicht zwangsläufig, dass damit eine gute
Übersetzungsqualität einhergeht. Die Fähigkeiten der Dol-
metscher und ihre Kenntnis über ihre Aufgabe im Verfahren
sind sehr unterschiedlich.
• der Asylbewerber: Im Falle der Anordnung des persön-
lichen Erscheinens ist er verpflichtet, an der Verhandlung
teilzunehmen, ansonsten kann ein Ordnungsgeld gegen ihn
verhängt werden. Es kann ohne ihn verhandelt und ent-
schieden werden.
• der Rechtsanwalt.

Das Bundesamt ist nur in Ausnahmefällen – auch abhän-
gig vom Gerichtsort – in der mündlichen Verhandlung ver-
treten. Es handelt sich dann nicht um den zuständigen Ein-
zelentscheider, sondern um einen Mitarbeiter des Prozess-
referates.

Die mündliche Verhandlung ist öffentlich. Dies bedeu-
tet, dass jeder zuhören kann, der zuhören will. In Ausnah-
mefällen kann die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden.
Insbesondere bei HIV-infizierten Mandanten ist die Scheu
sehr groß, über die Erkrankung zu berichten. In diesem Fall
kann der Ausschluss der Öffentlichkeit beantragt werden.
Oftmals bringen die Asylbewerber selber Bekannte – et-
wa Mitglieder seiner Partei – zur Verhandlung mit. Dies ist
nicht immer von Vorteil, da der Asylbewerber sich selber da-
mit manchmal unter Druck setzt, Angaben zu verschweigen
etc.

Wird das Verfahren vor der Kammer verhandelt, lei-
tet der Vorsitzende die Verhandlung. Dies bedeutet nicht
zwangsläufig, dass er derjenige ist, der das Verfahren bear-
beitet hat (sog. Berichterstatter). Es ist (noch) üblich, dass
die Anwesenden sich erheben, wenn der Richter den Raum
betritt. Der Richter eröffnet die Verhandlung und stellt die
An- bzw. Abwesenheit der Beteiligten fest. Soweit der Dol-
metscher nicht allgemein beeidigt ist, erfolgt eine Vereidi-
gung, bei der sich die Anwesenden ebenfalls erheben. Perso-
nen, die als Zeugen in Betracht kommen, müssen nun den
Raum verlassen, um die Aussage des Asylbewerbers nicht

mitzubekommen. Anschließend trägt der Richter den sog.
Sachbericht vor. Dieser soll den wesentlichen Inhalt der Ak-
ten – also Daten, Inhalt der Anhörung, Inhalt des Beschei-
des, Angaben im gerichtlichen Verfahren – beinhalten und
findet sich im Urteil oft als der sog. Tatbestand wieder. Für
den Asylbewerber ist dies eine Möglichkeit, sich noch ein-
mal vor Augen zu führen, welche Äußerungen in seinem
Verfahren gefallen sind. Es ist allerdings zu beobachten, dass
die Richter es mit dem Sachbericht oft nicht so genau neh-
men, obwohl dieser dazu dienen soll klarzustellen, von wel-
chem Sachverhalt das Gericht ausgeht und insofern auch die
Gewährung rechtlichen Gehörs sicherstellt. Oftmals bitten
die Richter, auf den Sachbericht zu verzichten oder tragen
nur einen rudimentären, auf Daten beschränkten Sachbe-
richt vor. Je nach Verfahrenskonstellation sollte man in die-
sem Fall auf einen vollständigen, § 103 Abs. 2 VwGO Rech-
nung tragenden Sachbericht drängen.

Anschließend beginnt der Richter mit der Befragung des
Asylbewerbers. Der Inhalt der Fragen ist dabei sehr un-
terschiedlich: Teilweise erfolgt eine allgemeine Frage nach
dem Anlass der Ausreise, teilweise werden konkrete, auf
bestimmte Themen beschränkte Fragen gestellt, manche
Richter äußern sich dahingehend, sie hätten keine Fragen.
Der Richter muss dem Rechtsanwalt ebenfalls erlauben, von
seinem Fragerecht Gebrauch zu machen. Es wäre günstig,
wenn dieses Fragerecht als direkte Reaktion auf Angaben des
Flüchtlings ausgeübt werden könnte, oftmals wird die Gele-
genheit aber erst nach Beendigung der Befragung durch den
Richter zu einem bestimmten Themenkomplex (Vorflucht,
exilpolitische Tätigkeit) gegeben.

Sämtliche Aussagen der Beteiligten und des Richters sind
vom Dolmetscher zu übersetzen. Wichtig sind dabei insbe-
sondere die Angaben des Flüchtlings. Sie werden vom Rich-
ter diktiert, dieses Diktat ist ebenfalls zu übersetzen, um
dem Flüchtling die Überprüfung seiner Angaben zu ermög-
lichen.

Hat das Gericht einen Zeugen geladen, wird es ihn im
Anschluss daran hören, wenn es aus seiner Sicht nach der
Befragung des Klägers darauf noch ankommt.

Nach der Befragung können gegebenenfalls Beweisan-
träge gestellt werden. Diese sollten nicht hilfsweise für den
Fall der Klageabweisung, sondern ohne Bedingung gestellt
werden. Der Richter muss solche unbedingt gestellten Be-
weisanträge in der mündlichen Verhandlung bescheiden.
Er wird zu diesem Zweck die Verhandlung unterbrechen
und sich zurückziehen, um seine Entscheidung zu treffen.
Lehnt er den Beweisantrag ab, wird unter Umständen ei-
ne sog. Gegenvorstellung durch den Rechtsanwalt erfolgen.
Wird dem Beweisantrag stattgegeben, erfolgt die Beweisauf-
nahme. Kann diese nicht bereits in der Verhandlung – et-
wa durch Vernehmung des anwesenden Zeugen – durchge-
führt werden, wird die Verhandlung vertagt und der Beweis
– durch Einholung von Sachverständigenauskünften o. Ä.
– erhoben. In diesem Fall ist das Gericht verpflichtet, die
mündliche Verhandlung zu einem späteren Zeitpunkt fort-
zusetzen.
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Der Richter muss darauf aufmerksam machen, welche
Akten und Erkenntnismittel er zur Grundlage seiner Ent-
scheidung machen will. Er wird daher die Akten des Bun-
desamtes und gegebenenfalls der zuständigen Ausländer-
behörde zum Verfahren beiziehen und die dem Rechtsan-
walt zuvor übersandte Erkenntnismittelliste (Liste der beim
Gericht vorhandenen Dokumente zum Herkunftsland des
Flüchtlings) zum Gegenstand des Verfahrens machen. Dar-
unter ist aber keine inhaltliche Auseinandersetzung zu ver-
stehen, sondern lediglich eine förmliche Feststellung. Dar-
über hinaus ist er verpflichtet, das Verfahren mit den anwe-
senden Beteiligten in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht
zu erörtern. Die Souveränität der Richter ist hierbei sehr
unterschiedlich: Während manche ein für alle Beteiligten
auch im Sinne eines fairen Verfahrens umfassendes Rechts-
gespräch ermöglichen, blocken andere – u. a. aus Angst vor
Befangenheitsanträgen – jegliche inhaltliche Diskussion ab.

Zum Ende erfolgen die Anträge des Klägers und des Be-
klagten, die begründet werden können. In vielen Fällen er-
hält der Kläger noch einmal das letzte Wort, danach wird die
Verhandlung geschlossen.

Der Richter hat nun die Möglichkeit, das Urteil di-
rekt zu verkünden (sog. Stuhlurteil) oder innerhalb der
nächsten zwei Wochen einen Verkündungstermin auszu-
sprechen. Das Erscheinen der Beteiligten zu diesem Ter-
min ist zwar möglich, aber nicht notwendig. In der Re-
gel wird der Rechtsanwalt das Ergebnis (den Tenor) tele-
fonisch bei der Geschäftsstelle des Gerichts abfragen und
dem Flüchtling mitteilen. Darüber hinaus kann der Rich-
ter das Urteil zustellen. In diesem Fall muss er zumindest
die Entscheidungsformel innerhalb der nächsten zwei Wo-
chen nach Schluss der mündlichen Verhandlung seiner Ge-
schäftsstelle übergeben.

III. Wie kann ein Flüchtling auf die mündliche Ver-
handlung vorbereitet werden?

Der Flüchtling sollte über den Gang des Verfahrens infor-
miert sein. Oftmals ist es für ihn hilfreich, sich schon ein-
mal mit den Räumlichkeiten vertraut zu machen und viel-
leicht an einer Verhandlung als Zuschauer teilzunehmen.
Falls er nicht am Gerichtsort wohnt, sind die Anreise und
nötigenfalls die Übernachtung zu klären, um das pünktli-
che Erscheinen zur Verhandlung sicherzustellen.

Sämtliche Aussagen sollten mit ihm noch einmal durch-
gegangen werden. Dies betrifft nicht nur das Protokoll der
Anhörung, sondern auch die im gerichtlichen Verfahren ge-
wechselten Schriftsätze, die sein persönliches Schicksal be-
treffen. Darüber hinaus sollte er die Gründe der Ablehnung
durch das Bundesamt kennen.

Er muss wissen, dass er im Falle einer kurzfristigen Er-
krankung, die ihm die Teilnahme an der mündlichen Ver-
handlung unmöglich macht, umgehend ein entsprechendes
Attest besorgen und dieses seinem Rechtsanwalt bzw. dem
Gericht aushändigen muss. In diesem Fall muss ein Verta-

gungsantrag gestellt werden. Wichtig: Eine Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigung reicht nicht!

Ihm ist zu verdeutlichen, dass ein Richter – ähnlich wie
der Einzelentscheider – oftmals Wert auf Daten legt. Eine
zeitliche Einordnung von Geschehnissen kann aber auch
umschrieben werden – durch Angabe der Jahreszeit, eines
Feiertages, bei ländlicher Herkunft z. B. durch die Anga-
be, dass Erntezeit war o. Ä. Sollten dem Flüchtling konkrete
Daten nicht einfallen, soll er versuchen, das Ereignis durch
solche Umschreibungen zeitlich einzugrenzen. Auch soll-
te er versuchen, für sich die Ereignisse noch einmal chro-
nologisch zu gliedern. Existiert in seiner Heimat eine an-
dere Zeitrechnung und ist ihm diese geläufiger, soll er sie
in der Verhandlung benutzen und sich nicht darauf einlas-
sen, den ihm nicht vertrauten gregorianischen Kalender zu
benutzen. Keinesfalls sollte er zwischen den verschiedenen
Zeitrechnungen wechseln, da das eine große Gefahr von Irr-
tümern mit sich bringt.

Dem Flüchtling muss bewusst sein, dass seine Aussage
entscheidend ist. In der Regel wird er keine Beweise für die
ihm widerfahrenen Ereignisse haben. Es kommt daher da-
rauf an, ob er in der Lage sein wird, den Richter davon zu
überzeugen, dass er sein Verfolgungsschicksal tatsächlich er-
lebt hat. Stellt sich im Gespräch heraus, dass er bestimmte
Erlebnisse bisher noch nicht zur Sprache gebracht hat, ist
nachzuhaken, weshalb er darüber bisher nicht gesprochen
hat. Außerdem ist der Rechtsanwalt umgehend zu informie-
ren.

Auch sollte man die ablehnenden Argumente des Bun-
desamtes und Widersprüche in seinem bisherigen Vorbrin-
gen mit ihm durchsprechen. Hat man den Eindruck, dass er
Unsinn erzählt, sollte man dies deutlich sagen. Auch pau-
schale Ausflüchte (»Der Dolmetscher ist schuld!« oder »In
meiner Heimat ist das so – c’est l’Afrique!«) sind kritisch zu
hinterfragen.

Hat der Flüchtling inzwischen potenzielle Zeugen ge-
troffen, ist deren Name und Anschrift zu ermitteln und der
Inhalt ihrer möglichen Aussagen. Ist er exilpolitisch aktiv,
sollte er eine Liste seiner Aktivitäten unter Angabe von Da-
tum, Ort und Thema der Veranstaltung sowie der Art seiner
Beteiligung nebst Name und Adresse eines Zeugen erstellen
(vgl. dazu Müller: Exilpolitische Aktivitäten und ihre Be-
deutung im Asylverfahren, ASYLMAGAZIN 3/2001, S. 10).
Ist er in ärztlicher Behandlung, sollte ein aktuelles Attest
beigebracht werden, das (wenigstens) eine Diagnose, die Art
der Behandlung sowie die Folgen eines Behandlungsabbru-
ches beinhaltet. Insbesondere bei psychischen Erkrankun-
gen verlangt die Rechtsprechung aber sehr viel detailliertere
ärztliche Stellungnahmen. Hier sind Angaben zu den Be-
fundtatsachen und deren Erhebung ebenso erforderlich wie
gegebenenfalls eine kritische Auseinandersetzung mit der
Glaubhaftigkeit der Angaben des Asylantragstellers. Sonst
kann es passieren, dass das Gericht das Attest als nicht aus-
sagekräftig ansieht und krankheitsbedingten Gefahren nicht
weiter nachgeht.
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Dem Flüchtling sollte noch einmal erklärt werden, dass
die allgemeine politische Situation in seiner Heimat nicht
entscheidend ist. Wichtig ist vor allem, ob ihm selber bereits
etwas zugestoßen ist oder im Falle der Rückkehr zustoßen
würde. Er ist darauf vorzubereiten, dass ihm auch von sei-
nem Anwalt Fragen gestellt werden können.

Sollte er kleine Kinder haben, ist anzuraten, diese nicht
mit zur Verhandlung zu bringen. Oftmals ist mit Wartezei-
ten zu rechnen: Es ist sehr langweilig für die Kinder, die
zudem die Belastung der Eltern spüren. Die Eltern werden
wiederum durch die Anwesenheit der Kinder teilweise ab-
gelenkt und können sich nicht konzentrieren.

Der Flüchtling sollte sich nicht unter Zeitdruck set-
zen lassen, jeweils nach wenigen Sätzen (besser: nach je-
dem Satz) Gelegenheit zur Übersetzung geben und auf eine
möglichst vollständige Protokollierung des Gesagten beste-
hen.

IV. Was kostet eine mündliche Verhandlung?

Für das gerichtliche Asylverfahren fallen keine Gerichtskos-
ten an. Allerdings entstehen Honoraransprüche des Rechts-
anwalts.

Ist eine Honorarvereinbarung mit dem Rechtsanwalt ge-
troffen worden, richten sich die Kosten nach den dort ge-
troffenen Regelungen. Ansonsten wird das Honorar auf der
Basis des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes (RVG) berech-
net. Die Höhe wird dabei zunächst von dem sog. Streit-
bzw. Gegenstandswert bestimmt. Dieser ist abhängig von
der Personenzahl der Kläger sowie dem Gegenstand des Ver-
fahrens (Art. 16 a GG, § 60 Abs. 1–7 AufenthG) und beträgt
bei einer Person 3000 Euro, für jede weitere Person 900 Eu-
ro.

Auf dieser Basis kann der Anwalt eine 1,3 Verhand-
lungsgebühr (also das 1,3-fache der im RVG festgeleg-
ten Grundgebühr) sowie eine 1,2 Terminsgebühr zuzüglich
Geschäfts-, Post- und Telekommunikationsauslagen, Fahrt-
kosten, Abwesenheitsgeld und Umsatzsteuer geltend ma-
chen. War er bereits im Vorverfahren tätig, wird sein dort
erhaltenes Honorar teilweise angerechnet. Die Terminsge-
bühr entsteht im Falle der Wahrnehmung der mündlichen
Verhandlung.

Beispiel: Rechtsanwalt R. aus Köln vertritt Herrn M. vor
dem Verwaltungsgericht Köln im Asylverfahren. Er hat ihn
bereits vor dem Bundesamt vertreten. Es entsteht für das
gerichtliche Verfahren

1,3 Verfahrensgebühr 245,70 Euro
1,2 Terminsgebühr 226,80 Euro
abzgl. anzurechnendes Vorverfahren -122,85 Euro
Postauslagen pauschal 20,00 Euro
Geschäftsauslagen (Kopiekosten) 30,00 Euro
16 % Umsatzsteuer 60,75 Euro
Summe 440,39 Euro

Soll Prozesskostenhilfe (PKH) beantragt werden, gibt
das Beiblatt zum PKH-Antrag, das in der Regel vom An-
walt zur Verfügung gestellt wird, Hinweise auf die erforder-
lichen Anlagen (in der Regel Lohnabrechnung, Mietvertrag,
aktueller Kontoauszug etc.).

Verliert der Asylbewerber vollständig oder teilweise den
Prozess, geht das Bundesamt inzwischen dazu über, eine
Auslagenpauschale von 20 Euro geltend zu machen. Ge-
winnt er dagegen, wird das Rechtsanwaltshonorar in Hö-
he der Gebühren nach dem Rechtsanwaltsvergütungsgesetz
von der Staatskasse getragen. Bei teilweisem Erfolg der Kla-
ge legt das Gericht im Urteil eine Quote fest, nach der die
Kosten geteilt werden.

V. Was passiert nach der mündlichen Verhand-
lung?

Ist die mündliche Verhandlung geschlossen worden, kann
sie nur dann wieder eröffnet werden, wenn noch keine Ver-
kündung erfolgt ist und eine wesentliche, das Verfahren be-
einflussende Neuigkeit vorgetragen wird.

Ansonsten wird der Rechtsanwalt nach Erhalt des voll-
ständigen Urteils mit dem Flüchtling besprechen, wie auf
das Urteil reagiert werden soll. Ist es positiv, muss abgewar-
tet werden, ob das Bundesamt einen Antrag auf Zulassung
der Berufung einreicht. Tut es das nicht, muss das Bundes-
amt einen neuen, dem Urteil entsprechenden Bescheid er-
lassen und diesen zusammen mit einer Abschlussmitteilung
an den Flüchtling übersenden. Dieser kann damit die für
ihn zuständige Ausländerbehörde aufsuchen und den An-
trag auf Erteilung der Aufenthaltserlaubnis stellen.

Ist das Urteil negativ, ist zu überlegen, ob der Flücht-
ling seinerseits einen Zulassungsantrag stellt. Ihm muss da-
bei bewusst sein, dass ein solcher Antrag an die Geltendma-
chung bestimmter Gründe, nämlich
• grundsätzliche Bedeutung
• Divergenz (Abweichung von einer Entscheidung des
übergeordneten Gerichts, des Bundesverwaltungsgerichts
oder des Bundesverfassungsgerichts)
• Verfahrensfehler, insbesondere Verstoß gegen das rechtli-
che Gehör
gebunden ist. Ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Ur-
teils oder besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierig-
keiten der Sache sind dagegen im Asylrecht kein Grund für
die Zulassung der Berufung.
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